
Photovoltaikanlagen auf 

landwirtschaftlichen Nutzflächen

– rechtlicher Rahmen und Vertragsgestaltung –
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Zur Person

Geiersberger  Glas & Partner mbB
Rechtsanwälte und Fachanwälte

Rostock  Schwerin

Mandus Fahje
Rechtsanwalt
Fachanwalt für Agrarrecht

Werderstraße 125, 19055 Schwerin

Tel. 0385 555800

fahje@geiersberger.de

www.geiersberger.de



0. Gliederung

1. Einführung – Vorüberlegungen
• Arten von Freiflächen-Photovoltaikanlagen (FPVA)
• Planungsrecht
• Naturschutz
• Agrarförderung

2. EALG-Zweckbindungen und BVVG

3. Steuerrechtliche Konsequenzen

4. Nutzungsverträge – kurzer Überblick über die Gestaltung und 
wirtschaftliche Parameter
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1. Einführung - Agri-PV und FPVA
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 Agri-PV: 
• kombinierte Nutzung ein und derselben Landfläche für landwirtschaftliche 

Produktion als Hauptnutzung und für Stromproduktion mittels einer PV-
Anlage als Sekundärnutzung (Definition nach DIN SPEC 91434:2021-051)

• Bearbeitung der Fläche muss unter Einsatz üblicher landwirtschaftlicher 
Methoden, Maschinen und Geräte möglich sein

• Bewirtschaftung unter (Aufständerung in lichter Höhe) oder neben
(bodennahe Aufständerung) der Agri-PV möglich

• Richtwert: maximal 10-15 % Verringerung der Landwirtschaftsfläche zulässig, 
wenn Agrarförderung möglich sein soll – Näheres siehe Vortrag Dr. Krüger

 „klassische“ FPVA:
• Stromproduktion = Hauptnutzung
• landwirtschaftliche Nutzung ist nicht oder nur sehr eingeschränkt möglich
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1. Einführung 
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© European Energy © BayWa r.e.

bodennahe Aufständerung, 

Dauergrünland mit Schnittnutzung

Aufständerung mit lichter Höhe,

mehrjährige Obstkultur



1. Einführung - Betriebsmodelle
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Betriebsmodelle für FPVA und Agri-PV: 

 EEG-FPVA: Netzeinspeisung nach EEG (Ausschreibung, §§ 37 ff. EEG 2023, 
Ausnahme bei Agri-PV,)

 PPA-Anlage: Netzeinspeisung ohne EEG-Vergütung (§ 21a EEG 2023), 
Verkauf über Direktvermarktung oder ppa-Verträge

o Eigenverbrauch keine EEG-Umlage, sehr enger Anwendungsbereich)

o Direktlieferung (bis 2 MW, räumliche Nähe; keine EEG-Vergütung, aber EEG-
Umlage, ggf. keine netzgebundenen Abgaben und Umlagen, Befreiung vom 
Stromsteuer) 

o Mieterstrom (Spezialfall der Direktlieferung)



1. Einführung - Bauplanungsrecht
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 Bauplanungsrecht

• Privilegierung im Außenbereich nur wenn Errichtung mit maximal 200 m 
Abstand zum Fahrbahnrand von
o Autobahnen
o Schienenwegen mit mind. 2 Hauptgleisen 

• Notwendigkeit (vorhabenbezogener) Bebauungsplan (§ 12 / §§ 8 ff. 
BauGB) – Gemeinde muss Planaufstellungsbeschluss fassen, d. h. immer 
ein kommunalpolitisches Thema

• Zusätzlich Absicherung der gegenseitigen Interessen von Vorhabenträger 
und Gemeinde in städtebaulichem Vertrag gemäß § 11 BauGB

• Beteiligung aller in ihren Aufgabenbereichen betroffenen Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange – u.a. Raumordnung, Umwelt- und 
Naturschutz, Wasser, ggf. Jagdgenossenschaft
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1. Einführung - Raumordnungsrecht
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 Raumordnungsrecht

• Genehmigungsfähigkeit auf Landwirtschaftsflächen problematisch

• Land- und forstwirtschaftliche gut geeignete Böden sollen hierfür 
möglichst erhalten und umweltverträglich bewirtschaftet werden. (§§ 2 
Nr. 4 LPlG M-V; 2 Abs. 2 Nr. 4 ROG)

• FPVA nach aktuellen (2016) Raumordnungszielen im 
Landesraumentwicklungsprogramm in M-V nur in 110m-Streifen zu 
Verkehrstrassen und auf Konversionsstandorten vorgesehen (Nr. 5.3 Abs. 
9, S. 71) – Gültigkeit des Plans ca. 10 Jahre

• Andernfalls Zielabweichungsverfahren notwendig (§ 6 ROG; § 5 Abs. 6 
LPlG M-V)  - Problem: sehr lange Bearbeitungsdauer

• Abhilfe Bearbeitungsdauer: EU-Notfallverordnung (EU) 2022/2577 zur 
Festlegung eines Rahmens für einen beschleunigten Ausbau der Nutzung 
erneuerbarer Energien + Novellierung § 6 Abs. 2 ROG (soll statt kann)
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1. Einführung
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Grundsätzliche Voraussetzungen für erfolgreiches Zielabweichungverfahrens in 
M-V gemäß Landtagsbeschluss und Pressemitteilung Energieministerium:

Verbindliche Kriterien u.a. Auswahlkriterien u.a. (>100 Punkte, 6 Kriterien)

Mitwirkungsbereitschaft Gemeinde – B-Plan Fortschrittliche Kommunal- und/oder 
Bürgerbeteiligung (20)

Einverständnis des Landwirts Gemeindlicher Mehrnutzen > GewSt (20)

Sitz des Anlagenbetreibers möglichst im Land Sitz Anlagenbetreiber in Gemeinde (10)

Bodenwertigkeit max. 40 Bodenpunkte Höchstens 20 Bodenpunkte im Durchschnitt (10)

Wiederaufnahme landwirtschaftlicher Nutzung 
nach Ende der PV-Nutzung

Interkommunale Kooperation (10)
Regionale Wertschöpfung (z.b. Arbeitsplätze) (20)

Absicherung der Maßnahmen in B-Plan und 
raumordnerischer Vertrag

Investitionen zu Gunsten Allgemeinwohlbezug
(Tourismus, Mobilität, Kultur) (20)

Max. überplante Fläche von 150 ha (gesamte 
Überplanung, nicht nur reine Modul-Fläche)

Systemdienlichkeit der Energiewende:
Einbeziehung regionaler Energiesysteme (20)
innovative Ansätze und Konzepte (20) 
Nutzung Wasserstoff (10)

Größe über 100 ha (-10)

Auswirkungen Novelle ROG auf diese Vorgaben?



1. Einführung - Naturschutzrecht
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Naturschutzrecht:

 AL zu Dauergrünland auf Grund der Nutzung?

 Differenzierung zwischen direktzahlungsrechtlichem und 
naturschutzrechtlichem Dauergrünlandbegriff – Begrifflichkeiten identisch

 Umbruchverbote nach BNatschG und DGLErhG M-V

 Fazit: 

Nach derzeitiger Rechtslage ist davon auszugehen, dass Dauergrünland 
entsteht! 

Ein Umbruch ist in Ländern mit Dauergrünlanderhaltungsgesetzen in der 
Regel nicht möglich. Im Zweifel ergibt sich das Umbruchverbot aber auch 
aus BNatschG und Artenschutzrecht.



1. Einführung - Agrarförderrecht
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Agrarförderrecht
 Rechtslage heute (GAP 2013): 

• GAP eigentlich (+)
• Nationales Recht (–)
• VG Regensburg und BayVGH (+), Urt. v. 01.06.2021, 6 BV 19.98 zur 

Freiflächen PV und gleichzeitiger Schafbeweidung; Revision aktuell 
beim BVerwG anhängig (erfolgreiche Nichtzulassungsbeschwerde), 
mündliche Verhandlung am 09.03.2023 – Revision wohl ohne Erfolg

 Rechtslage ab 2023
• GAP: Entscheidung der Mitgliedsstaaten
• § 12 Abs. 4 Nr. 6 GAPDZV Förderung nur noch für AGRI-PV-Anlagen 

 Mit Blick auf die Pachten/Erlösbeteiligungen nicht der wirtschaftlich 
bedeutendste Faktor



2. EALG-Zweckbindungen und BVVG
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F-PVA auf Flächen mit EALG-Zweckbindungen: 

 Grundsätzlich andere Rechtslage als bei WEA - Urteil des BGH zur 
„Windkraftklausel“ lässt sich nicht auf FPVA übertragen

 Es besteht wohl ein Rückkaufsrecht der BVVG durch die 
Planungsrechtliche Aufwertung der Flächen, wenn ein B-Plan notwendig 
ist – Rückkaufsrecht entsteht nach Auffassung der BVVG schon mit 
Aufstellungsbeschluss der Gemeinde!

 Verwaltungspraxis BVVG:
• Einigung über Zustimmung der BVVG analog Windkraftklausel unter 

Berücksichtigung der Restlaufzeit der Zweckbindungen (75% 
abzüglich 15 % für Bewirtschafter; rechnerisch ~ 64 %)

• Berechnungsstichtag: Antragstellung bei BVVG bzw. 
Aufstellungsbeschluss der Gemeinde

 Abfindungsklauseln bei Verkehrswertkäufen von der BVVG sind wohl 
wirksam



3. Steuerrechtliche Konsequenzen
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Steuerrechtliche Auswirkung der Verpachtung von LN zur Errichtung von F-PVA 
durch Dritte unter anderem auf: 

 Ertragssteuerrecht 
• Energieerzeugung mit Sonnenenergie ist im Grundsatz gewerblich
• Einkunftsart Erträge – V & V, Landwirtschaft?
• Gewillkürtes Betriebsvermögen/Entnahme

 Erbschafts- und Schenkungssteuerrecht
• Hauptthema: Verschonungsfähiges Betriebsvermögen §§ 13, 13a und b 

ErbStG?
• Schädliche Umwidmung innerhalb Behaltefrist § 13a Abs. 6 S. 1 ErbStG –

Todesfall und vorweggenommene Erbfolge

 Bewertungsrecht und Grundsteuer
• Die Flächen zählen ggf. nicht mehr zur Land- und Forstwirtschaft, §158 Abs. 4 

Nr. 1 BewG – Grundsteuer B statt A
• ausdrücklich anders bislang nur in Bayern

 Problemlösung über Beteiligung an der Betreibergesellschaft



4. Vertragliche Gestaltung  
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Vorüberlegungen

• Ökonomische Überlegungen – ist das Projekt wirklich rentabel?

• Welche Flächen passen aus eigener und genehmigungsrechtlicher 
(Vogelschutzgebiet/Nationalpark) Sicht?

• Sind die Flächen frei von Rechten Dritter und sonstigen Belastungen und 
Kontaminationen?

• Stehen steuerrechtliche, insb. erbschaftssteuerrechtliche Erwägungen
dem Projekte entgegen ?

• Wahl des richtigen Vertragspartners?

• Eigenbeteiligung oder Eigenbetrieb?  

• EALG/BVVG-Flächen betroffen?



4. Vertragliche Gestaltung  
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Typische Vertragsinhalte (Beispiel):

§ 1 Vertragsgegenstand
§ 2 Nutzungsentgelt
§ 3 Veränderung der Vertragsfläche, Ein- und Umbauten
§ 4 Betreten, Nutzen und Bereitstellen der Flächen
§ 5 Pflichten des Nutzers, Haftung
§ 6 Pflichten des Grundstückseigentümers und Gewährleistung
§ 7 A&E Maßnahmen
§ 8 Jagd
§ 9 Laufzeit und Beendigung
§ 10 Kündigung
§ 11 Rückbau
§ 12 Dingliche Sicherung
§ 13 Übertragungen an Dritte
§ 14 Sicherungsabreden für finanzierende Kreditinstitute
§ 15 Kosten



4. Vertragliche Gestaltung  
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Wirtschaftliche Eckpunkte:

 Systematisch wie bei WEA
 Mindestnutzungsentgelt / ha / anno 
 Darüber hinaus prozentuale Erlösbeteiligung am Einspeiseerlös und 

sonstigen Einnahmen aus dem Anlagenbetrieb unter Anrechnung des 
Mindestnutzungsentgelts

 Durch die Erlösbeteiligung wird das Inflationsrisiko jedenfalls teilweise 
abgedeckt

 Beteiligungsoption an der Betreibergesellschaft ist auch eine 
wirtschaftliche Frage – 1 % oder partnerschaftliche Beteiligung?

Der Grundstückseigentümer verpachtet im Zweifelsfall nur
einmal!



Vielen Dank!

www.geiersberger.de

Geiersberger  Glas & Partner mbB 
Rechtsanwälte

Bei weiteren Rückfragen:

Tel. 0385 555800 

fahje@geiersberger.de


